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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Dezember 1960 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Betr.: Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

hier: Entwürfe einer Verordnung und von Richtlinien 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer inner- 
halb der Gemeinschaft 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft die Entwürfe 

a) einer Verordnung über die ersten Maßnahmen zur Herstel- 
lung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Ge- 
meinschaft, 

b) von Richtlinien auf dem Gebiet der Verfahren und der Ver- 
waltungspraxis für die Einreise, für die Beschäftigung und 
für den Aufenthalt der Arbeitnehmer eines Mitgliedstaates 
und ihrer Familienangehörigen innerhalb der anderen Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft 

sowie eine Aufzeichnung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Die Kommission hat auf Grund des Artikels 49 des EWG-Ver- 
trages dem Rat vorgeschlagen, die im Entwurf vorgelegte 
Verordnung nebst den Richtlinien zu erlassen. Rat und Aus- 
schuß der Ständigen Vertreter wollen sich jedoch mit dem Ent- 
wurf erst befassen, nachdem der Wirtschafts- und Sozialaus- 
schuß und — auf Beschluß des Rates — auch das Europäische 
Parlament gehört worden sind. Es kann damit gerechnet wer- 
den, daß das Anhörungs verfahren noch in diesem Jahr ab- 
geschlossen wird. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung behält sich 
vor, auf seine Bedenken gegen einzelne Bestimmungen des 
Entwurfs in den Ausschußberatungen hinzuweisen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage I 

Generaldirektion Soziale Angelegenheiten 


Vorschlag für die 
Verordnung Nr- . . . 
über die ersten Maßnahmen 
zur Herstellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT HAT — 

AUF GRUND des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, innsbe- 
sondere auf Grund der Artikel 48 und 49, 

AUF VORSCHLAG der Kommission, 

NACH STELLUNGNAHME des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses 

UND AUS NACHSTEHENDEN ERWÄGUNGEN: 

Die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit 
beruhenden unterschiedlichen Behandlung der Ar- 
beitnehmer der Mitgliedstaaten in Bezug auf Be* 
schäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedin- 
gungen muß spätestens bis zum Ende der Über- 
gangszeit gewährleistet sein, damit die Arbeitneh- 
mer sich im Hoheitsgebiet der Gemeinschaft frei 
bewegen und sich um tatsächlich angebotene Stellen 
bewerben können. 

Dieses Ziel, das die Abschaffung der Fristen und 
anderer Beschränkungen umfaßt, welche die Her- 
stellung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer hin- 
dern, muß planmäßig fortschreitend verwirklicht 
werden; dies wird notwendigerweise eine Umge- 
staltung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
oder der vorher zwischen den Mitgliedstaaten ge- 
schlossenen Abkommen zur Folge haben; ferner sind 
geeignete Verfahren für die Zusammenführung und 
den Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt zu schaffen. 

Die Festsetzung von Stufen entspricht der erwähn- 
ten Verpflichtung zur planmäßig fortschreitenden 
Durchführung am besten; 

— um eine reibungslose Durchführung der ersten 
Liberalisierungsmaßnahmen ohne übermäßige 
Verzögerung des Inkrafttretens der späteren 
Maßnahmen zu erreichen, erstreckt sich die erste 
Stufe bis zum 31. Dezember 1962 und über nicht 
weniger als zwei Jahre; 

— während dieser Stufe soll in jedem Mitgliedstaat 
die Einstellung von Arbeitnehmern, die Staats- 
angehörige anderer Mitgliedstaaten sind, mit 
Ausnahme bestimmter Maßnahmen zur sofor- 
tigen Liberalisierung, nach dem allgemeinen 


Grundsatz des Vorrangs des einheimischen Ar- 
beitsmarktes erfolgen; 

— durch die Beachtung dieses Grundsatzes soll vor 
allem eine ernste Gefährdung durch Arbeitslosig- 
keit in den einzelnen Gebieten und Wirtschafts- 
zweigen vermieden werden; innerhalb der Ge- 
meinschaft soll dieser Grundsatz unter objekti- 
ver Beurteilung der Arbeitsmarktlage in den 
Mitgliedstaaten zur Anwendung gelangen; 

— während einer zweiten Stufe soll der Grundsatz 
des Vorranges des einheimischen Arbeitsmarktes 
nur in den Fällen einer ernsten Gefährdung des 
Lebensstandards und des Beschäftigungsstandes 
in den einzelnen Gebieten und Wirtschaftszwei- 
gen der Mitgliedstaaten geltend gemacht werden 
können; die gemeinsamen Bemühungen, schnel- 
ler engere Kontakte herzustellen und den Aus- 
gleich von Angebot und Nachfrage auf dem Ar- 
beitsmarkt innerhalb der Gemeinschaft zu erleich- 
tern, müssen verstärkt werden; 

— im Endabschnitt müssen schließlich die letzten 
Hindernisse beseitigt werden, die am Ende der 
zweiten Stufe für die Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer noch bestehen; -der Ausgleich zwischen 
den nach gemeinsamen Maßstäben erfaßten Stel- 
lenangeboten und Arbeitsgesuchen muß unmittel- 
bar auf regionaler Ebene möglich sein, um die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer und ihrer Fa- 
milienangehörigen innerhalb der Gebiete der 
Mitgliedstaaten zu gewährleisten. 

Diese Verordnung enthält die in der ersten Stufe 
zu ergreifenden Maßnahmen; weitere Maßnahmen 
zur zweckvollen Ausgestaltung der nachfolgenden 
Stufen werden folgen. 

Die im Vertrag vorgeschriebene enge Zusammenar- 
beit zwischen den beteiligten staatlichen Arbeitsver- 
waltungen weist der Kommission zwangsläufig die 
Aufgabe zu, zu koordinieren und gegebenenfalls 
auch Anregungen zu geben; die Zusammenarbeit 
setzt eine ständige und umfassende gegenseitige Un- 
terrichtung sowie eine methodische Ausrichtung des 
Zusammenwirkens der genannten staatlichen Be- 
hörden voraus. 

Es ist von großer Bedeutung, bereits in der ersten 
Stufe bis zu einem gewissen Grade einheitliche Ar- 
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beitsmethoden zu fördern und zu diesem Zweck ge- 
eignete Einrichtungen zu schaffen, deren allgemeine 
Obliegenheiten und technische Aufgaben so festzu- 
legen sind, daß sie im Geiste enger Zusammenarbeit 
die Sachkenntnis der staatlichen Verwaltungsbehör- 
den sowie der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bände zusammenführen, damit diese Zusammenar- 
beit den für ihren Erfolg unerläßlichen Antrieb und 
inneren Zusammenhang erhält. 

Aus den Zielen des Vertrages, die Fragen der Arbeit 
betreffen, läßt sich der Grundsatz des Vorrangs des 
Arbeitsmarktes der Gemeinschaft entnehmen; die 
Anwendung dieses Grundsatzes muß zur Folge 
haben, daß in Mitgliedstaaten mit unbefriedigter 
Nachfrage nach Arbeitskräften in erster Linie die 
Beschäftigung von Arbeitnehmern gefördert wird, 
die Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaaten 
sind. 

Zwischen der Freizügigkeit der Arbeitnehmer, der 
Beschäftigung und der Berufsausbildung, soweit sie 
darauf abzielt, die Arbeitnehmer in die Lage zu ver- 
setzen, sich um konkrete Stellenangebote zu bewer- 
ben, die in anderen Gebieten veröffentlicht worden 
sind, besteht ein enger Zusammenhang; dieser Zu- 
sammenhang verpflichtet dazu, die einschlägigen 
Probleme zu prüfen, und zwar nicht getrennt son- 
dern im Hinblick auf ihre Interdependenz, und sie 
machen es erforderlich, die Bemühungen der Mit- 
gliedstaaten auf die Gestaltung einer Arbeitsmarkt- 
politik auf Gemeinschaftsebene hinzulenken. — 


FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

ERSTER TEIL 

Hereinnahme und Beschäftigung der 
Arbeitnehmer und ihrer 
Familienangehörigen 

TITEL I 

Die Arbeitnehmer 

KAPITEL 1 

Hereinnahme der Arbeitnehmer — ■ Maßstäbe 
für die Beurteilung des Arbeitsmarktes 

Artikel 1 

1. Jeder Staatsangehörige eines Mitgliedstaates ist 
berechtigt, im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied- 
staates eine Beschäftigung im Lohn- oder Gehalts- 
verhältnis auszuüben, wenn für die freie Stelle auf 
dem regulären Arbeitsmarkt des zweiten Mitglied- 
staates keine geeignete Arbeitskraft verfügbar ist. 

2. Im Sinne des Absatzes 1 und unbeschadet der 
Bestimmungen des Artikels 3 ist eine Arbeitskraft 
dann nicht verfügbar, wenn innerhalb von höch- 
stens drei Wochen nach Registrierung der freien 
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Stelle bei der Arbeitsverwaltung kein geeigneter 
Bewerber gefunden worden ist. 

Artikel 2 

1. Abweichend von Artikel 1 erhalten die Arbeit- 
nehmer, für die auf ihren Namen lautende Stellen- 
angebote von den Arbeitgebern abgegeben wurden, 
ohne weiteres die erforderliche Genehmigung, die 
offene Stelle anzunehmen, wenn diese Stellenan- 
gebote gegründet sind: 

a) auf berufliche Gründe, die die Spezialisierung, 
den Vertrauenscharakter der angebotenen Stelle 
oder frühere berufliche Bindungen betreffen; 

b) auf verwandtschaftliche Bindungen zwischen dem 
Arbeitgeber und dem angeforderten Arbeit- 
nehmer oder zwischen dem angeforderten Ar- 
beitnehmer und einem anderen Arbeitnehmer, 
der länger als ein Jahr ordnungsgemäß in dem 
Betrieb beschäftigt ist, der den erstgenannten 
Arbeitnehmer anfordert. 

Die Bedingungen und die Abgrenzung für die An- 
wendung der Buchstaben a und b werden von der 
Kommission im Einvernehmen mit den Mitglied- 
staaten nach Anhörung des nach Artikel 28 einge- 
setzten Beratenden Ausschusses innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Verord- 
nung festgelegt. 

2. Das auf den Namen lautende Stellenangebot 
des Arbeitgebers muß verbindlich sein und die Be- 
dingungen für die angebotene Stelle enthalten. 

3. Die Bestimmungen dieses Artikels finden keine 
Anwendung, wenn es sich um ein Scheinangebot 
oder um einen Scheinvertrag handelt. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten leiten der Kommission vier- 
teljährlich einen eingehenden Bericht zu, der um- 
faßt: 

a) die Liste der Gebiete und Berufe, in denen ein 
Überangebot an Arbeitskräften besteht oder zu 
befürchten ist; es ist insbesondere der Umfang 
der beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten der 
unbeschäftigten Arbeitskräfte anzugehen, 

b) die Liste der Gebiete und Berufe, in denen ein 
Arbeitskräftemangel festgestellt worden ist. 

2. Liegen besondere Umstände vor, so kann der 
Kommission ein besonderer Bericht auf der Grund- 
lage des Absatzes 1, auch unabhängig von dem 
vierteljährlichen Bericht, erstellt werden. 

3. Für die in Absatz 1 Buchstabe b erwähnten 
Gebiete und Berufe werden die Arbeitsgenehmi- 
gungen ohne weiteres erteilt. Für die in Absatz 1 
Buchstabe a erwähnten Gebiete und Berufe gelten 
die Bestimmungen des Artikels 1 unverändert. 

Artikel 4 

Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in 
den Mitgliedstaaten die Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer nach Unternehmen, Wirtschaftszwei- 
gen, Gebieten oder auf nationaler Ebene zahlen- 
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oder anteilmäßig beschränken, finden auf Arbeit- 
nehmer, die Staatsangehörige der anderen Mitglied- 
Staaten sind, keine Anwendung. 

Artikel 5 

1. Jeder Staatsangehörige eines Mitgliedstaates 
kann das Hoheitsgebiet dieses Staates frei verlas- 
sen, um sich um eine im Hoheitsgebiet eines an- 
deren Mitgliedstaates tatsächlich angebotene Stelle 
zu bewerben, jedoch vorbehaltlich der Beschrän- 
kungen, die durch besondere Verpflichtungen ge- 
rechtfertigt sind, die dem Arbeitnehmer aus den 
Gesetzen seines Landes erwachsen können. 

2. Bei besonders ernsten Schwierigkeiten, bei 
denen es um die Wahrung des Interesses der Ar- 
beitnehmer geht, kann jedoch der Heimatstaat der 
Beschäftigung in einem bestimmten Gebiet oder 
Unternehmen im Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates widersprechen. Der Heimatstaat muß 
sofort die Kommission mit seinem Widerspruch be- 
fassen. Die Kommission schlägt in Zusammenarbeit 
mit den beteiligten Mitgliedstaaten und gegebenen- 
falls nach Anhörung des Beratenden und des Tech- 
nischen Ausschusses, die nach Artikel 28 und 36 
eingesetzt sind, die geeigneten Maßnahmen zur Be- 
hebung dieser Schwierigkeiten vor. 

KAPITEL 2 

Verlängerung der Beschäftigung 

Artikel 6 

1. Nach einjähriger ordnungsgemäßer Beschäfti- 
gung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates hat 
der Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates, 
der über eine Stelle verfügt, Anspruch auf Erneue- 
rung seiner Arbeitsgenehmigung im gleichen Beruf. 

2. Nach dreijähriger ordnungsgemäßer Beschäfti- 
gung hat dieser Staatsangehörige das Recht, einen 
anderen Beruf im Lohn- oder Gehaltsverhältnis 
auszuüben, für den er Berufskenntnisse hat. 

3. Nach vierjähriger ordnungsgemäßer Beschäfti- 
gung hat dieser Staatsangehörige das Recht, jeden 
beliebigen Beruf im Lohn- oder Gehaltsverhältnis 
unter den gleichen Voraussetzungen wie die in- 
ländischen Arbeitnehmer auszuüben. 

4. Hat ein Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates 
im Laufe von sechs aufeinanderfolgenden Jahren 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates eine 
ordnungsmäßige Beschäftigung ausgeübt, für die die 
erforderlichen Arbeitsgenehmigungen für Zeitab- 
schnitte von 8 bis zu 12 Monaten jährlich erteilt 
worden sind, so hat er ebenfalls das Recht, im ge- 
samten Hoheitsgebiet des zweiten Mitgliedstaates 
in allen Berufen im Lohn- oder Gehaltsverhältnis 
eine Beschäftigung unter den gleichen Bedingungen 
wie dessen Staatsangehörige auszuüben, 

5. Die Zeitabschnitte, während derer ein Arbeit- 
nehmer, der Staatsangehöriger eines Mitgliedstaa- 


tes ist, seit dem Inkrafttreten des Vertrages im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates ord- 
nungsmäßig beschäftigt gewesen ist, werden bei der 
Anwendung dieses Artikels angerechnet. 

Artikel 7 

Bei Anwendung des Artikels 6 gilt eine Unterbre- 
chung bis zu insgesamt 40 Tagen im Jahr nicht als 
Unterbrechung der ordnungsmäßigen Beschäftigung; 
der Jahresurlaub und anerkannte Unterbrechungen 
wegen Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfall oder 
Berufskrankheit werden in diesen Zeitraum nicht 
eingerechnet. 

Die Zeitabschnitte einer von der zuständigen Ar- 
beitsverwaltung festgestellten unfreiwilligen Ar- 
beitslosigkeit sowie die Zeitabschnitte der Mili- 
tärdienstpflicht und der Abwesenheit auf Grund 
längerer Krankheit gelten nicht als ordnungs- 
mäßige Beschäftigung; die zuvor abgeleistete Zeit 
ordnungsmäßiger Beschäftigung wird dadurch je- 
doch nicht hinfällig, wenn der Arbeitnehmer seine 
Arbeit wieder aufgenommen hat, und zwar: 

— im Falle der Arbeitslosigkeit, unmittelbar nach- 
dem ihm ein Arbeitsplatz entsprechend den ein- 
zelstaatlichen Gesetzen angeboten worden ist; 

— oder innerhalb eines Zeitraums von höchstens 
30 Tagen nach Beendigung der Krankheit oder 
der Militärdienstzeit. 

KAPITEL 3 

Gleichbehandlung 

Artikel 8 

1. Der Arbeitnehmer, der Staatsangehörigereines 
Mitgliedstaates ist, genießt im Hoheitsgebiet jedes 
anderen Mitgliedstaates hinsichtlich aller Arbeits- 
bedingungen, insbesondere hinsichtlich der Entloh- 
nung und der Kündigung, den gleichen Schutz und 
die gleiche Behandlung wie dessen eigene Staats- 
angehörige. 

2. Er hat ebenfalls Anspruch auf gleiche Behand- 
lung hinsichtlich der Zugehörigkeit zu Gewerkschaf- 
ten, der Wahlberechtigung und der Wählbarkeit zu 
den betrieblichen Vertretungsorganen der Arbeit- 
nehmer, soweit diese Fragen gesetzlich geregelt 
sind oder in den Zuständigkeitsbereich der Ver- 
waltungsbehörden gehören. 

3. Alle Bestimmungen in Tarif- oder Einzelarbeits- 
verträgen, die zum Nachteil von Arbeitnehmern, 
welche Staatsangehörige der anderen Mitgliedstaa- 
ten sind, diskriminierende Arbeitsbedingungen vor- 
schreiben oder zulassen, sind nichtig. 

Artikel 9 

Die Arbeitsverwaltungen jedes Mitgliedstaates ge- 
währen Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten, die sich ständig ordnungmäßig im Land 
aufhalten und die für die Erteilung oder Erneuerung 
einer Arbeitsgenehmigung geltenden Bedingungen 
erfüllen, ihre Hilfe bei der Stellenvermittlung in der 
gleichen Weise wie Inländern. 
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TITEL II 

Die Familienangehörigen der Arbeitnehmer 

Artikel 10 

1. Der Ehegatte sowie die noch nicht 21 Jahre 
alten Kinder eines Arbeitnehmers, der Staatsange- 
höriger eines Mitgliedstaates ist und im Hoheits- 
gebiet eines anderen Mitgliedstaates ordnungsmä- 
ßig beschäftigt ist, dürfen in das Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates zuziehen, wenn sie dort 
bei dem Arbeitnehmer wohnen. 

2. Jeder Mitgliedstaat fördert den Zuzug eines 
jeden anderen Familienangehörigen, dem der Ar- 
beitnehmer ganz oder teilweise Unterhalt gewährt 
und der mit ihm in Hausgemeinschaft lebt. 

3. Der Arbeitnehmer muß über eine geeignete 
Wohnung für seine Familie verfügen. Hinsichtlich 
der Erlangung einer Wohnung genießt er die glei- 
chen Rechte und die gleichen etwaigen Vergünsti- 
gungen wie die inländischen Arbeitnehmer. 

Artikel 11 

Sind der Ehegatte und die Kinder eines Arbeitneh- 
mers, der Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates 
ist und im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied- 
staates eine ordnungsmäßige Beschäftigung ausübt, 
dort nach Artikel 10 Absatz 1 zugezogen, so dürfen 
sie in dem zweiten Staat eine Beschäftigung im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis unter den gleichen 
Bedingungen ausüben, die hinsichtlich des räum- 
lichen Gültigkeitsbereiches, der Dauer und der Art 
der Arbeitsgenehmigung im Zeitpunkt ihrer An- 
tragstellung für den Arbeitnehmer selbst gelten. 

Artikel 12 

Der Ehegatte eines Staatsangehörigen eines Mit- 
gliedstaatcs, der die Staatsangehörigkeit eines an- 
deren Mitgliedstaates besitzt, erhält von Rechts 
wegen die Erlaubnis, im Hoheitsgebiet des erstge- 
nannten Mitgliedstaates einer Beschäftigung im 
Lohn- oder Gehaltsverhältnis nachzugehen. 

Artikel 13 

Der Ehegatte und die Kinder eines Staatsangehöri- 
gen eines Mitgliedstaates, der im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaates einen Familienbe- 
trieb betreibt, bedürfen keiner Erlaubnis, um einer 
Beschäftigung in diesem Betriebe nachzugehen. 

Artikel 14 

Die Kinder des Staatsangehörigen eines Mitglied- 
staates, der im Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates ordnungsmäßig beschäftigt ist oder 
war, können zu den gleichen Bedingungen wie die 
Staatsangehörigen dieses Mitgliedstaates am allge- 
meinen Unterricht sowie an der Lehrlings- und Be- 
rufsausbildung teilnehmen, soweit sie ihren ord- 
nungsmäßigen Wohnort in dessen Hoheitsgebiet 
haben. 


ZWEITER TEIL 

Zusammenführung und Ausgleich von 
Stellenangeboten und Arbeitsgesuchen 

TITEL I 

Die Aufgaben der Arbeitsverwaltungen der 
Mitgliedstaaten und die Aufgaben 
der Kommission 

KAPITEL 1 

Die Arbeitsverwaltungen der Mitgliedstaaten 

Artikel 15 

1. Die Arbeitsverwaltungen der Mitgliedstaaten 
werden zum Zwecke eines gemeinsamen Vorgehens 
für den Ausgleich von Stellenangeboten und Ar- 
beitsgesuchen in der Gemeinschaft und der damit 
zusammenhängenden Vermittlung der Arbeitneh- 
mer eng miteinander Zusammenarbeiten. 

2. Die zentrale Arbeitsverwaltung jedes Mitglied- 
staates wird hierzu: 

a) innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung eine Faebabteilung einrich- 
ten oder bezeichnen, die beauftragt ist, die Ar- 
beiten auf diesen Gebieten in Gang zu bringen 
sowie mit der Fachabteilung der zentralen Ar- 
beitsverwaltungen der anderen Mitgliedstaaten 
und den Dienststellen der Kommission zusam- 
menzuarbeiten; 

b) innerhalb kürzester Frist diejenigen regionalen 
Arbeitsverwaltungen bezeichnen, denen es ob- 
liegt, unter ihrer Leitung und Aufsicht an den 
erforderlichen Arbeiten für die Regelung der 
Zu- und Abwanderung der Arbeitnehmer inner- 
halb der Gemeinschaft sowie an der Vermittlung 
von Arbeitnehmern mitzuwirken, die Staatsan- 
gehörige der anderen Mitgliedstaaten sind. 

Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten werden insbesondere durch 
ihre zentralen Arbeitsverwaltungen in Zusammen- 
arbeit mit der Kommission und dem Beratenden 
und dem Technischen Ausschuß: 

a) alle die Freizügigkeit und die Beschäftigung der 
Arbeitnehmer im innerstaatlichen Bereich be- 
treffenden Informationen erfassen, prüfen und 
weiterleiten, und vor allem alle Angaben über 
die Lage und die Entwicklung auf dem Arbeits- 
markt zusammenfassen, 

b) alle Erhebungen und Untersuchungen auf dem 
Gebiet der Beschäftigungsmöglichkeiten und der 
Arbeitslosigkeit veranlassen oder durchführen, 
die für die Regelung der Zu- und Abwanderung 
von Arbeitnehmern zwischen den Mitgliedstaa- 
ten erforderlich sind. 

Artikel 17 

1. Die Fachabteilungen der zentralen Arbeitsver- 
waltungen der Mitgliedstaaten stellen alle erfor- 
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derlichen Angaben für eine genaue Beschreibung 
der Stellenangebote und Arbeitsgesuche sowie der 
damit verbundenen Arbeits- und Beschäftigungs- 
bedingungen zusammen, die ihnen von den regio- 
nalen Arbeitsverwaltungen zugeleitet werden. Sie 
übermitteln diese Angaben monatlich der Kommis- 
sion mit einem zusammenfassenden Bericht, aus 
dem die bezeichnenden Merkmale der Beschäfti- 
gungslage und der Beschäftigungsentwicklung nach 
Gebieten, insbesondere im Hinblick auf die Zu- und 
Abwanderungen, zu ersehen sind. 

2. Die Fachabteilungen teilen der Kommission 
bis zum 15. Tage nach Ablauf eines jeden Kalender- 
vierteljahres in Form statistischer Angaben alle 
Informationen über die Zahl der von ihren Dienst- 
stellen im Hinblick auf einen internationalen Aus- 
gleich erfaßten Stellenangebote und Arbeitsgesuche 
— nach Berufen gegliedert — sowie die Zahl der 
durchgeführten Vermittlungen mit. 

3. Ein einheitliches Schema für die Übermittlung 
der Angaben, Berichte und Informationen nach Ab- 
satz 1 und 2 wird von der Kommission in Zusam- 
menarbeit mit dem Technischen Ausschuß aufge- 
stellt. Bis zur Einführung dieses einheitlichen 
Schemas liefern die Mitgliedstaaten diejenigen, für 
ihr Land vorhandenen Unterlagen, die den verlang- 
ten Auskünften am ehesten entsprechen. 


Artikel 18 

Unter Aufsicht der zentralen Arbeitsverwaltung: 

1. können die in Artikel 15 Absatz 2 Buchstabe b 
genannten regionalen Arbeitsverwaltungen alle er- 
forderlichen Maßnahmen zur Auswertung der Stel- 
lenangebote sowie zur Erledigung von Arbeitsge- 
suchen unmittelbar untereinander treffen; 

2. können die regionalen Arbeitsverwaltungen un- 
mittelbar untereinander Zusammenarbeiten, insbe- 
sondere bei Fällen auf den Namen lautender Stel- 
lenangebote oder wenn es sich darum handelt, 
einen besonderen Ausgleich zwischen Orten vor- 
zunehmen, in denen ein ausgleichsfähiger Mangel 
oder ein ausgleichsfähiges Überangebot an Arbeits- 
kräften besteht; 

3. können ferner amtliche Stellenvermittlungs- 
dienste, die für einzelne Berufe oder bestimmte Per- 
sonengruppen errichtet sind, unmittelbar unterein- 
ander Zusammenarbeiten. 


Artikel 19 

Der Ausgleich von Stellenangeboten und Arbeits- 
gesuchen auf der Ebene der Gemeinschaft kann 
unter Mitwirkung der in den geltenden bilateralen 
Abkommen vorgesehenen Durchführungsorgane un- 
ter Leitung und Aufsicht der zentralen Arbeits- 
verwaltungen in Verbindung mit dem nach Arti- 
kel 21 eingesetzten Europäischen Koordinierungs- 
büro erfolgen, und zwar insbesondere dann, wenn 
es sich um größere Gruppen handelt oder wenn 
mehrere Gebiete betroffen sind. 


KAPITEL 2 
Die Kommission 

Artikel 20 

Die Kommission unternimmt oder veranlaßt Erhe- 
bungen und Untersuchungen über allgemeine oder 
nur in einem bestimmten Gebiet oder Wirtschafts- 
zweig auftretende Probleme, die für die Kenntnis 
der Beschäftigungslage und der Beschäftigungsent- 
wicklung innerhalb der Gemeinschaft sowie für die 
Beurteilung der auf dem Arbeitsmarkt vorhande- 
nen Möglichkeiten zweckdienlich sind. 

Artikel 21 

Bei der Kommission wird eine Fachstelle eingerich- 
tet, „Europäisches Koordinierungsbüro für den Aus- 
gleich von Stellenangeboten und Arbeitsgesuchen", 
in dieser Verordnung „Europäisches Koordinie- 
rungsbüro" genannt, deren allgemeine Aufgabe 
darin besteht, die Zusammenführung und den Aus- 
gleich von Stellenangeboten und Arbeitsgesuchen 
auf der Ebene der Gemeinschaft zu fördern, mit der 
besonderen Aufgabe, alle technischen Fragen zu be- 
arbeiten, die nach dieser Verordnung auf diesem 
Gebiet zur Zuständigkeit der Kommission gehören. 

Artikel 22 

Das Europäische Koordinierungsbüro hat neben den 
Befugnissen aus Artikel 19 und im Rahmen der ihm 
nach Artikel 21 übertragenen Aufgaben insbeson- 
dere: 

a) alle praktischen Maßnahmen, die innerhalb der 
Gemeinschaft für die Zusammenführung und 
den Ausgleich von Stellenangeboten und Ar- 
beitsgesuchen sowie für die daraus folgenden 
Zu- und Abwanderungen der Arbeitnehmer zwi- 
schen den Mitgliedstaaten erforderlich sind, zu 
koordinieren und in ihren Auswirkungen zu 
verfolgen; 

b) dazu beizutragen, daß in verwaltungsmäßiger 
und technischer Hinsicht zu diesen Zwecken alle 
Möglichkeiten gemeinsamen Vorgehens in die 
Wege geleitet werden; die Zusammenarbeit zwi- 
schen den Fachabteilungen der zentralen Arbeits- 
verwaltungen sowie zwischen den für das Ge- 
biet der Freizügigkeit zuständigen Facheinrich- 
tungen zu verstärken; 

c) bei besonderem Bedarf im Einvernehmen mit 
den Fachabteilungen die Zusammenführung von 
Stellenangeboten und Arbeitsgesuchen vorzu- 
nehmen, deren Ausgleich von den Fachabtei- 
lungen der beteiligten Mitgliedstaaten durchge- 
führt wird; 

d) den beteiligten Fachabteilungen die Stellen- 
angebote und Arbeitsgesuche zuzuleiten, die un- 
mittelbar an die Kommission gerichtet werden 
sollten, und sich über deren weitere Bearbei- 
tung zu unterrichten. 

Artikel 23 

1. Das Europäische Koordinierungsbüro faßt alle 
Informationen über die Ausgleichs- und Vermitt- 
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lungstätigkeit auf der Ebene der Gemeinschaft zu- 
sammen, insbesondere: 

a) alle Informationen, die von den zentralen und 
gegebenenfalls den regionalen Arbeitsverwal- 
tungen übermittelt werden, namentlich die in 
Artikel 16 erwähnten Informationen; 

b) alle Unterlagen über die Erhebungen und Unter- 
suchungen nach Artikel 20. 

2. Das Koordinierungsbüro faßt alle zweckdien- 
lichen Angaben über die voraussichtliche Entwick- 
lung auf dem Arbeitsmarkt der Gemeinschaft, der 
Mitgliedstaaten und der regionalen Bereiche in 
einer Übersicht zusammen. 

3. Das Koordinierungsbüro stellt die von den 
Fachabteilungen gemäß Artikel 17 übermittelten 
Unterlagen zusammen. 

4. Das Koordinierungsbüro leitet diese Unterlagen 
möglichst kurzfristig an die in Betracht kommenden 
Dienststellen der Mitgliedstaaten und insbesondere 
an die Fachabteilungen weiter. 

Artikel 24 

1. Das Europäische Koordinierungsbüro arbeitet 
im Zusammenwirken mit dem Technischen Aus- 
schuß die vereinheitlichten Unterlagen aus, deren 
allgemeine Verwendung das gemeinsame Vorgehen 
erleichtern oder beschleunigen könnte. 

2. Das Koordinierungsbüro nimmt teil an der in 
Artikel 25 vorgesehenen Veranstaltung von Besu- 
chen, Einarbeitungskursen und Fortbildungspro- 
grammen. 

3. Das Koordinierungsbüro führt alle fachtech- 
nischen Arbeiten auf dem Gebiet des Ausgleichs 
und der Stellenvermittlung auf der Ebene der Ge- 
meinschaft durch, bzw. es ist bei deren Durch- 
führung behilflich; es handelt sich dabei insbeson- 
dere um 

— die Darstellung der einzelnen Berufsbilder, 

- — die Aufstellung eines vergleichenden Verzeich- 
nisses 

der Berufe, in denen Zu- und Abwanderungen 
von Arbeitskräften zwischen den Mitglied- 
staaten am häufigsten sind; dieses Verzeichnis 
wird in Zusammenarbeit mit dem Beratenden 
und dem Technischen Ausschuß erstellt. 

4. Das Koordinierungsbüro erstellt den Jahres- 
bericht über die Ausgleichs- und Vermittlungs- 
tätigkeit auf der Ebene der Gemeinschaft sowie 
über deren Ergebnisse. 


TITEL II 

Ergänzende Maßnahmen 

KAPITEL 1 

Fachpersonal für den Ausgleich 

Artikel 25 

Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaates oder 
die von ihr damit beauftragte Fachabteilung ver- 
anstaltet in Verbindung mit der Kommission Be- 


suche und Einarbeitungskurse für Beamte der ande- 
ren Mitgliedstaaten; die Kommission legt auf Vor- 
schlag des Technischen Ausschusses die Bedingun- 
gen und Einzelheiten hierfür fest. 

Die zuständige Behörde trägt ferner zur Ausarbei- 
tung und Durchführung von gemeinsamen Program- 
men zur Fortbildung des Fachpersonals bei. 


KAPITEL 2 
Berufsausbildung 

Artikel 26 

1. Die Kommission wird zusammen mit dem Bera- 
tenden und dem Technischen Ausschuß und unbe- 
schadet der Maßnahmen nach Artikel 128 des Ver- 
trages: 

a) im Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten ge- 
eignete Erhebungen durchführen, um rechtzeitig 
feststellen zu können, in welchen Fachberufen 
ein Mangel an geeigneten Kräften besteht, der 
Anlaß zu Zu- oder Abwanderungen von Arbeit- 
nehmern zwischen den Mitgliedstaaten geben 
könnte; sie tritt zu diesem Zweck mit den zu- 
ständigen Einrichtungen und insbesondere mit 
den betreffenden Berufsverbänden in Verbin- 
dung; 

b) die Zweckmäßigkeit der Eröffnung von Fach- 
schnellkursen für Arbeitnehmer untersuchen, die 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaates sind und 
die Fachkenntnisse erwerben wollen, bei denen 
ein Mangel an Arbeitskräften in einem anderen 
Mitgliedstaat besteht. 

2. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
sion über Abkommen, die sie zur Einrichtung von 
Fachschnellkursen untereinander abschließen soll- 
ten. 


KAPITEL 3 

Anwerbungsmaßstäbe 
Artikel 27 

1. Wird ein Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger 
eines Mitgliedstaates ist, für eine Beschäftigung in 
einem anderen Mitgliedstaat angeworben, so kann 
hinsichtlich der Anforderung an Gesundheitszu- 
stand, Berufsausbildung oder sonstige Vorausset- 
zungen kein anderer Maßstab angelegt werden als 
für einen Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger des 
zweiten Mitgliedstaates ist und der die gleiche Be- 
schäftigung auszuüben beabsichtigt. 

2. Besitzt ein Arbeitnehmer ein auf seinen Na- 
men lautendes Stellenangebot eines Arbeitgebers 
aus einem anderen Mitgliedstaat als dem, dessen 
Staatsangehöriger er ist, so kann er einer Prüfung 
seiner beruflichen Fähigkeiten nicht unterzogen 
werden, es sei denn, der Arbeitgeber habe diese 
ausdrücklich verlangt. 
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DRITTER TEIL 

Einrichtungen, die eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten auf 
dem Gebiet der Freizügigkeit und der 
Beschäftigung der Arbeitnehmer 
gewährleisten sollen 

TITEL I 

Der beratende Ausschuß 

Artikel 28 

Es wird ein Beratender Ausschuß eingesetzt, der 
den Auftrag hat, die Kommission bei der Prüfung 
aller Fragen zu unterstützen, die sich aus der An- 
wendung der Vertragsvorschriften in Verbindung 
mit den dazu ergehenden Durchführungsvorschriften 
auf dem Gebiet der Freizügigkeit und der Beschäf- 
tigung der Arbeitnehmer ergeben. 

Artikel 29 

Der Beratende Ausschuß hat insbesondere fol- 
gende Befugnisse: 

a) die Probleme der Freizügigkeit und der Beschäf- 
tigung im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik der 
Mitgliedstaaten mit dem Ziel zu prüfen, schritt- 
weise eine gemeinsame Arbeitsmarktpolitik ein- 
zuführen, die zu einer wachsenden wirtschaft- 
lichen Entwicklung sowie zu einer größeren Aus- 
geglichenheit auf dem Arbeitsmarkt beitragen,- 

b) allgemein die Auswirkungen der Durchführung 
dieser Verordnung und etwaiger ergänzender 
Bestimmungen zu prüfen; 

c) der Kommission gegebenenfalls mit Gründen 
versehene Vorschläge zur Abänderung dieser 
Verordnung vorzulegen; 

d) auf Ersuchen der Kommission oder von sich aus 
mit Gründen versehene Stellungnahmen zu all- 
gemeinen oder grundsätzlichen Fragen abzuge- 
ben, insbesondere im Hinblick auf den Austausch 
von Informationen betreffend die Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt, die Zu- und Abwande- 
rung von Arbeitskräften zwischen den Mit- 
gliedstaaten und die Programme oder Maßnah- 
men, die geeignet sind, die Berufsberatung und 
die Berufsausbildung gemäß Artikel 26 zu för- 
dern, sowie im Hinblick auf die Unterbringung 
der Arbeitnehmer, und zwar im Interesse einer 
größeren Freizügigkeit und besserer Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten. 

Artikel 30 

1. Der Beratende Ausschuß besteht aus sechsund- 
dreißig Mitgliedern, und zwar je: zwei Regierungs- 
vertreter, zwei Vertreter der Arbeitgeberverbände 
und zwei Vertreter der Arbeitnehmerverbände aus 
jedem Mitgliedstaat. 

2. Für jedes ordentliche Mitglied wird ein Stell- 
vertreter gleicher Staatsangehörigkeit ernannt, der 
der gleichen Gruppe angehört. Bei Abwesenheit 


des ordentlichen Mitglieds nimmt der Stellvertreter 
an den Ausschußsitzungen teil, und zwar vollbe- 
rechtigt. 

3. Die Amtszeit der ordentlichen Mitglieder und 
der Stellvertreter beträgt zwei Jahre. Wiederernen- 
nung ist zulässig. 

Artikel 31 

Die ordentlichen Mitglieder und die Stellvertreter 
werden vom Rat ernannt. Der Rat bemüht sich um 
eine angemessene Vertretung der verschiedenen 
in Betracht kommenden Wirtschaftsbereiche. 

Die Liste der ordentlichen Mitglieder und der Stell- 
vertreter wird vom Rat durch Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften be- 
kanntgemacht. 

Artikel 32 

Den Vorsitz im Ausschuß führt ein Mitglied der 
Kommission, das an der Abstimmung nicht teil- 
nimmt. Der Ausschuß tritt mindestens zweimal im 
Jahr zusammen. Er wird von seinem Vorsitzenden 
auf eigene Veranlassung oder auf Antrag von min- 
destens der Hälfte der Mitglieder einberufen. 

Die Sekretariatsgeschäfte des Ausschusses werden 
durch die Dienststellen der Kommission wahrge- 
nommen. 

Artikel 33 

Der Vorsitzende kann Personen oder Vertreter von 
Einrichtungen, die über umfassende Erfahrungen 
auf dem Gebiet der Beschäftigung und der Zu- und 
Abwanderung von Arbeitskräften verfügen, als Be- 
obachter oder Sachverständige zu den Sitzungen 
einladen. Er kann technische Berater hinzuziehen. 

Artikel 34 

1. Der Ausschuß ist bei Anwesenheit von zwei 
Dritteln seiner Mitglieder beschlußfähig. 

2. Die Stellungnahmen sind mit Gründen zu ver- 
sehen,- sie ergehen mit der absoluten Mehrheit der 
gültig abgegebenen Stimmen. 

3. Die Stellungnahmen enthalten eine Begründung 
der Auffassungen der Minderheit, soweit diese es 
beantragt. 

Artikel 35 

Zur Regelung seiner Arbeitsweise gibt sich der 
Ausschuß im ersten Halbjahr seiner Tätigkeit eine 
Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung tritt nach 
Genehmigung durch die Kommission in Kraft. 

TITEL II 

Der Technische Ausschuß für Fragen 
der Zusammenarbeit 

Artikel 36 

Bei der Kommission wird ein Technischer Ausschuß 
mit dem Auftrag eingesetzt, sie bei der Vorberei- 
tung, der Förderung und der Verfolgung der Ergeb- 
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nisse aller technischen Arbeiten und Maßnahmen 
zur Durchführung der Verordnung und etwaiger 
ergänzender Vorschriften zu unterstützen. 

Artikels? 

Abgesehen von den Befugnissen, die ihm in den 
Artikeln 17, 24 und 25 ausdrücklich zugewiesen 
werden, hat der Technische Ausschuß insbesondere: 

a) die Zusammenarbeit zwischen den Arbeitsver- 
waltungen der Mitgliedstaaten in allen Fragen, 
die die Freizügigkeit und die Beschäftigung der 
Arbeitnehmer betreffen, zu fördern und zu ver- 
vollkommnen; 

b) Verfahren für die organisatorische Durchführung 
der gemeinsamen Tätigkeit der beteiligten Ver- 
waltungen auszuarbeiten; 

c) die Zusammenstellung von zweckdienlichen An- 
gaben für die Kommission sowie die Durchfüh- 
rung von Untersuchungen und Erhebungen nach 
den Bestimmungen dieser Verordnung zu er- 
leichtern und einen Informations- und Erfah- 
rungsaustausch zwischen den Verwaltungen der 
Mitgliedstaaten zu fördern; 

d) die Abstimmung der Maßstäbe vorzubereiten, 
nach denen die Mitgliedstaaten die Lage auf 
ihrem Arbeitsmarkt beurteilen. 

Artikel 38 

1. Der Technische Ausschuß besteht aus je einem 
der Regierungsvertreter der Mitgliedstaaten, die 
Sitz im Beratenden Ausschuß haben. Jeder Staat be- 
stimmt seinen Vertreter. 

2. Jeder Mitgliedstaat ernennt einen Stellvertreter 
unter seinen anderen ordentlichen oder stellvertre- 
tenden Regierungsvertretern im Beratenden Aus- 
schuß. Die Stellvertreter können stets an den Sit- 
zungen des Technischen Ausschusses teilnehmen. 

3. Ein Vertreter der Hohen Behörde der Europä- 
ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und ein 
Vertreter der Kommission der Europäischen Atom- 
gemeinschaft nehmen an den Arbeiten des Tech- 
nischen Ausschusses ohne Stimmrecht teil. 

Artikel 39 

Den Vorsitz im Technischen Ausschuß führt ein 
Mitglied der Kommission oder dessen Vertreter. 
Der Ausschuß wird von seinem Vorsitzenden auf 
eigene Veranlassung oder auf Antrag von minde- 
stens einem Drittel der Mitglieder einberufen. 

Der Vorsitzende und die Mitglieder des Techni- 
schen Ausschusses können technische Berater hinzu- 
ziehen. 

Die Sekretariatsgeschäfte des Technischen Aus- 
schusses werden durch die Dienststellen der Kom- 
mission wahrgenommen. 

Artikel 40 

Die vom Technischen Ausschuß ausgearbeiteten 
Vorschläge und Stellungnahmen werden der Kom- 
mission zugeleitet. Diesen Vorschlägen und Stel- 


lungnahmen wird eine Aufzeichnung über die von 
den verschiedenen Mitgliedern des Technischen 
Ausschusses vertretenen Auffassungen beigegeben, 
soweit sie dies beantragen. 

Artikel 41 

Zur Regelung seiner Arbeitsweise gibt sich der 
Technische Ausschuß im ersten Halbjahr seiner 
Tätigkeit eine Geschäftsordnung. Die Geschäfts- 
ordnung tritt nach Genehmigung durch die Kommis- 
sion in Kraft. 


VIERTER TEIL 

Schlußbestimmungen 

Artikel 42 

1. Durch diese Verordnung werden weder die Be- 
stimmungen des Vertrages über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl be- 
treffend die anerkannten Kohle- und Stahlfach- 
arbeiter noch die Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft über 
den Zugang zu qualifizierten Beschäftigungen auf 
dem Kerngebiet, noch die zur Durchführung dieser 
Verträge ergangenen Vorschriften beeinträchtigt. 

2. Diese Verordnung gilt jedoch für die in Ab- 
satz 1 genannten Arbeitnehmergruppen, soweit de- 
ren Rechtsstellung nicht durch die vorerwähnten 
Verträge oder Vorschriften geregelt ist. 

3. Von der Verordnung unberührt bleiben die 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten, die sich aus 
besonderen Beziehungen zu einzelnen nichteuro- 
päischen Ländern oder Gebieten auf Grund gegen- 
wärtig oder früher bestehender Bindungen her- 
leiten. 

Artikel 43 

1. In einem Staat außerhalb der Gemeinschaft darf 
ein nicht auf den Namen lautendes Stellenangebot 
dann nicht verwendet werden, wenn es sich um 
eine Berufstätigkeit handelt, die zu den von einem 
Mitgliedstaat in einer Liste nach Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe a erfaßten Berufen mit Arbeitskräfte- 
überangebot zählt und das Stellenangebot diesem 
Mitgliedstaat nicht vorher zum Ausgleich zugeleitet 
worden ist. Dieser Mitgliedstaat muß innerhalb von 
14 Tagen mitteilen, ob er in der Lage ist, dem An- 
gebot zu entsprechen. 

2. Ein Mitgliedstaat darf auf keinen Fall verpflich- 
tet sein, seinen Staatsangehörigen den Grundsatz 
des Vorrangs des Arbeitsmarktes der Gemeinschaft 
entgegenzuhalten. 

Artikel 44 

Die Kommission wacht darüber, daß die Mitglied- 
staaten die in Artikel 106 des Vertrages vorge- 
schriebene freie Überweisung von Arbeitsentgelten 
tatsächlich gewährleisten. Ferner wird der Rat ent- 
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sprechend den im Vertrag vorgesehenen Bedingun- 
gen die erforderlichen Richtlinien für die Beseiti- 
gung der einem freien Transfer der Ersparnisse ent- 
gegenstehenden Beschränkungen erlassen. 

Artikel 45 

Die Bestimmungen dieser Verordnung berühren 
nicht: 

a) die erworbenen Rechte derjenigen Staatange- 
hörigen eines Mitgliedstaates, die bei Inkraft- 
treten der Verordnung bereits eine Beschäfti- 
gung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis im Ho- 
heitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates aus- 
geübt haben; 

b) die innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten, die für die Arbeitnehmer, die die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitglied- 
staates haben, und für deren Familienmitglieder 
günstiger sind; 

c) die Rechte und Verpflichtungen aus Abkommen 
oder Vereinbarungen zwischen zwei oder meh- 
reren Mitgliedstaaten, die für deren Staats- 
angehörige eine günstigere Regelung vorsehen. 

Artikel 46 

Die Rechtsstellung der Saisonarbeiter und Grenz- 
gänger wird zu einem späteren Zeitpunkt gere- 
gelt. Die Kommission wird innerhalb von 6 Mona- 
ten nach Inkrafttreten dieser Verordnung entspre- 
chende Bestimmungen Vorschlägen. 

Artikel 47 

Innerhalb von 6 Monaten nach Inkrafttreten die- 
ser Verordnung erstellt die Kommission in Zusam- 
menarbeit mit den Mitgliedstaaten eine ausführ- 
liche Liste der Krankheiten und Gebrechen, die 
den Einspruch eines Mitgliedstaates gegen die Ein- 
reise eines Arbeitnehmers, der Staatsangehöriger 
eines anderen Mitgliedstaates ist, und seiner Fa- 
milienangehörigen in sein Hoheitsgebiet rechtferti- 
gen. Sie legt innerhalb der gleichen Frist und 
unter den gleichen Voraussetzungen die Einzelhei- 
ten der Gesundheitskontrolle fest. 

Artikel 48 

1. Vom Tage des Inkrafttretens dieser Verord- 
nung an führen die Mitgliedstaaten weder neue 
Beschränkungen oder Verfahren ein, die auf den in 
Artikel 48 Absatz 2 des Vertrages genannten Ge- 
bieten diskriminierend wirken, noch verschärfen sie 


diejenigen Beschränkungen oder Verfahren, die 
durch diese Verordnung nicht aufgehoben werden. 

2. Alle einschränkenden oder diskriminierenden 
Maßnahmen, welche die Mitgliedstaaten seit In- 
krafttreten des Vertrages gegenüber ausländischen 
Arbeitnehmern eingeführt haben sollten, sind für 
die Arbeitnehmer, die Staatsangehörige der Mit- 
gliedstaaten sind, binnen 6 Monaten nach Inkraft- 
treten dieser Verordnung aufzuheben. 

Artikel 49 

Die Kommission ist beauftragt, die für die An- 
wendung dieser Verordnung notwendigen Durch- 
führungsmaßnahmen zu erlassen. Sie arbeitet in 
allen allgemeinen oder grundsätzlichen Fragen so- 
wie in technischen Fragen der Anwendung dieser 
Verordnung eng mit den zentralen Verwaltungen 
der Mitgliedstaaten zusammen. 

Im Hinblick auf die besondere Lage des Großher- 
zogtums Luxemburg kann die Kommission auf An- 
trag dieses Mitgliedstaates Abweichungen bei der 
Anwendung der Artikel 6 (Absatz 3 und 4) und 10 
innerhalb dieses Staates für die Geltungsdauer die- 
ser Verordnung genehmigen. 

Artikel 50 

Die Verwaltungsausgaben des Beratenden und 
des Technischen Ausschusses gehen zu Lasten des 
Haushalts der Gemeinschaft und werden in den die 
Kommission betreffenden Einzelplan eingestellt. 

Artikel 51 

Diese Verordnung gilt für die Hoheitsgebiete der 
Mitgliedstaaten und für ihre Staatsangehörigen, 
vorbehaltlich der Beschlüsse des Rates gemäß Ar- 
tikel 227 Absatz 2 Unterabsatz 2 des Vertrages. Sie 
gilt auch für die in Artikel 227 Absatz 4 des Ver- 
trages erwähnten Hoheitsgebiete und deren Staats- 
angehörige. 

Artikel 52 

Diese Verordnung tritt am in 

Kraft. 

Die Kommission legt dem Rat bis zum 31. De- 
zember 1962 den Vorschlag einer Verordnung zur 
Festlegung von Liberalisierungsmaßnahmen für die 
zweite Stufe vor. Die Bestimmungen dieser Verord- 
nung bleiben bis zum Inkrafttreten der späteren 
Verordnung in Kraft. 


10 



Deutscher Bundestaq — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2337 


Anlage II 
Generaldirektion 
Soziale Angelegenheiten 


Vorschlag für 

Richtlinien auf dem Gebiete der Verfahren und der Verwal- 
tungspraxis für die Einreise, für die Beschäftigung und für den 
Aufenthalt der Arbeitnehmer eines Mitgliedstaates und ihrer 
Familienangehörigen innerhalb der anderen Mitgliedstaaten 

der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT ERLÄSST — 

AUF GRUND des Vertrags zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
der Artikel 48 und 49, 

AUF GRUND der Verordnung Nr. des Rats über 
die ersten Maßnahmen zur Herstellung der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft, bekanntgemacht im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , 

AUF VORSCHLAG der Kommission, 

NACH STELLUNGNAHME des Wirtschafts- und 
Sozialausschusses 

UND AUS NACHSTEHENDEN ERWÄGUNGEN; 

Die Verfahren und Verwaltungspraktiken sowie die 
Fristen bei der Zulassung zu verfügbaren Arbeits- 
stellen, die ein Hindernis für die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer darstellen, müssen nach und nach be^ 
seitigt werden, ebenso die Beschränkungen, die den 
Arbeitnehmern der Mitgliedstaaten für die freie 
Wahl des Arbeitsplatzes andere Bedingungen als 
den inländischen Arbeitskräften auferlegen. 

Es wird davon ausgegangen, daß die Beschränkun- 
gen, die ihre Rechtfertigung durch die in Artikel 48 
des Vertrags erwähnten Gründe der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit finden, für alle Auslän- 
der, unabhängig von der Ausübung einer Beschäfti- 
gung, gelten, daß diese Beschränkungen nur auf 
Einzelfälle abstellen und daß ihnen keine wirt- 
schaftlichen Erwägungen zugrunde gelegt werden 
dürfen. 

Die Festlegung von Stufen bietet jede Gewähr für 
die im Vertrag vorgeschriebene, fortschreitende 
Durchführung der völligen Freizügigkeit der Arbeits- 
kräfte. 

Diese Richtlinien legen die erforderlichen Maßnah- 
men für die erste Stufe fest, die sich bis zum 31. De- 
zember 1962, über nicht weniger als 2 Jahre er- 
strecken wird; die zukünftigen Liberalisierungsmaß- 
nahmen müssen zu einem späteren Zeitpunkt erlas- 
sen werden. 

Der enge Zusammenhang zwischen den in den Mit- 
gliedstaaten bestehenden Vorschriften über die Er- 
teilung von Reisepässen, des Sichtvermerks, der 
Aufenthaltserlaubnis und der Arbeitserlaubnis 
einerseits sowie der in der Verordnung Nr. . . . be- 


handelten Gegenstände andererseits erfordert, daß 
auf diesen Gebieten gleichlaufende Liberalisierungs- 
maßnahmen getroffen werden. Diese Maßnahmen 
müssen im vollen Umfang mit den Rechten und Be- 
fugnissen übereinstimmen, die die Verordnung den 
Staatsangehörigen jedes Mitgliedstaates hinsichtlich 
der Aufnahme einer Beschäftigung als Arbeitneh- 
mer im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates 
zuerkennt, indem alle der Aufnahme und der Aus- 
übung einer solchen Beschäftigung im Wege stehen- 
den Hindernisse beseitigt werden; — 

DIE FOLGENDEN RICHTLINIEN; 

Artikel 1 

1. Für die Anwendung dieser Richtlinien: 

a) bezeichnet der Ausdruck „Verordnung"' die 
Verordnung Nr. . . . des Rats über die ersten 
Maßnahmen zur Herstellung der Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft; 

b) umfaßt der Ausdruck „Familienangehörige" die 
in den Bestimmungen des Artikels 10 Absatz 1 
und 2 der Verordnung bezeichneten Personen. 

2. Die Bestimmungen dieser Richtlinien werden 
auf die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten ange- 
wendet und gelten vorbehaltlich der Beschlüsse des 
Rats gemäß Artikel 227 Absatz 2 Unterabsatz 2 des 
Vertrages für die Staatsangehörigen der Mitglied- 
staaten. Sie gelten auch für die in Artikel 227 Ab- 
satz 4 des Vertrages erwähnten Hoheitsgebiete und 
deren Staatsangehörige. 

Artikel 2 

1. Jeder Mitgliedstaat erteilt und erneuert ent- 
sprechend seinen Rechtsvorschriften seinen Staats- 
angehörigen und deren Familienangehörigen, die 
den Wunsch haben, sich zur Ausübung einer Be- 
schäftigung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis in einen 
anderen Mitgliedstaat zu begeben, einen Reisepaß 
oder einen Personalausweis, in dem die Staatsange- 
hörigkeit angegeben ist und der ihnen die freie 
Aus- und Wiedereinreise gestattet. 

2. Der Reisepaß muß mindestens für alle Mitglied- 
staaten und für die unmittelbar zwischen den Mitglied- 
staaten liegenden Durchgangsländer gültig sein. Ist 
die Ausreise nur auf Grund eines Reisepasses statt- 
haft, so darf dieser nicht für eine Gültigkeitsdauer 
erteilt werden, die kürzer ist als 5 Jahre. 
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Artikel 3 

1. Jeder Mitgliedstaat gestattet bei Vorlage des 
vom Heimatstaat ausgestellten Personalausweises 
dem Staatsangehörigen eines anderen Mitglied- 
staates und seinen Familienangehörigen die freie 
Einreise in sein Hoheitsgebiet, wenn der betref- 
fende Staatsangehörige sich dorthin begeben will, 
um eine Beschäftigung im Lohn- oder Gehaltsver- 
hältnis auszuüben. Ist der Betreffende nicht im Be- 
sitz eines Personalausweises, so kann die Vorlage 
des Reisepasses verlangt werden. 

2. Der Sichtvermerkszwang für die Einreise von 
Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates, die sich 
zwecks Ausübung einer Beschäftigung im Lohn- 
oder Gehaltsverhältnis in das Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates begeben, sowie für die Ein- 
reise von deren Familienangehörigen, ist aufzuhe- 
ben. 

3. Die Einführung anderer Vorschriften, die an die 
Stelle des Sichtvermerkszwangs treten sollen, ist in 
keiner Form zulässig. 

Artikel 4 

1. Einem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates, 
der die in der Verordnung festgelegten Bedingun- 
gen für die Aufnahme einer Beschäftigung in einem 
anderen Mitgliedstaat erfüllt, ist eine auf seinen 
Namen ausgestellte Bescheinigung über die Arbeits- 
genehmigung, nachstehend als „Arbeitserlaubnis" 
bezeichnet, auszuhändigen. Die Arbeitserlaubnis 
kann dem Arbeitnehmer nur von der Behörde ent- 
zogen werden, die die Aibeitserlaubnis erteilt hat. 

2. Die Arbeitserlaubnis 

a) muß für das gesamte Hoheitsgebiet des Staates 
gültig sein, der diese erteilt hat, soweit nicht 
schwerwiegend^ Gründe dafür bestehen, be- 
stimmte Gebiete auszuschließen. Die Mitglied- 
staaten notifizieren der Kommission alle 6 Mo- 
nate die eventuell bestehenden Beschränkungen 
dieser Art. Die für eine Beschäftigung in diesen 
Gebieten erteilten Arbeitsgenehmigungen müs- 
sen auch für alle Bezirke des Hoheitsgebietes 
gelten, die derartigen Beschränkungen nicht un- 
terliegen; 

b) darf mit Beginn des zweiten Jahres ordnungs- 
mäßiger Beschäftigung des Arbeitnehmers nicht 
auf einen bestimmten Arbeitgeber beschränkt 
werden; 

c) muß eine Geltungsdauer von mindestens einem 
Jahr haben. Während des ersten Jahres kann 
diese Geltungsdauer jedoch der Dauer des Ar- 
beitsvertrages, der der Erteilung der Arbeits- 
erlaubnis zugrunde liegt, angepaßt werden. 

3. Die Arbeitserlaubnis, die von einem Mitglied- 
staat dem Angehörigen eines anderen Mitgliedstaa- 
tes erteilt wird, der die in Artikel 6 Absatz 3 und 4 
der Verordnung vorgesehenen Voraussetzungen er- 
füllt, muß unbefristet sein und ihm gestatten, jede 
Beschäftigung im Lohn- oder Gehaltsverhältnis zu 
den gleichen Bedingungen, wie sie für die Staats- 
angehörigen dieses Staates gelten, auszuüben. 


Artikel 5 

1. Jeder Mitgliedstaat erteilt dem Staatsangehöri- 
gen eines anderen Mitgliedstaates, der die Erlaub- 
nis zur Ausübung einer Beschäftigung in seinem 
Hoheitsgebiet erhalten hat, die für den Aufenthalt 
erforderliche, nachstehend als „Aufenthaltserlaub- 
nis" bezeichnete Bescheinigung. Diese Aufenthalts- 
erlaubnis hat eine Geltungsdauer, die mindestens 
der dem Antragsteller erteilten Arbeitserlaubnis 
entspricht. 

2. Für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis kann 
jeder Mitgliedstaat von dem Antragsteller die Vor- 
lage der nachstehenden Unterlagen fordern: 

a) den Ausweis, mit dem der Antragsteller in das 
Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaates 
eingereist ist, 

b) eine mit der Bescheinigung der zuständigen Ar- 
beitsverwaltung versehene Urkunde, aus der 
hervorgeht, daß der Antragsteller über einen 
Arbeitsplatz innerhalb des Hoheitsgebiets ver- 
fügt. 

3. Die dem Arbeitnehmer erteilte Aufenthalts- 
erlaubnis ist für das gesamte Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaates, in dem der Arbeitnehmer beschäf- 
tigt ist, gültig. 

4. Die in Artikel 7 der Verordnung bezeichneten 
Arbeitsunterbrechungen beeinträchtigen die Gel- 
tungsdauer der Aufenthaltserlaubnis nicht. 

5. Die Aufenthaltsgenehmigungen der Arbeitneh- 
mer, die die Voraussetzungen des Artikels 6 Ab- 
satz 3 und 4 der Verordnung erfüllen, müssen eine 
Gültigkeitsdauer von mindestens 5 Jahren haben 
und ohne weiteres erneuert werden können. 

6. Die Bestimmungen dieses Artikels gelten mit 
Ausnahme von Absatz 2 Buchstabe b gleichfalls für 
die Familienangehörigen des Arbeitnehmers, denen 
entsprechend Artikel 10 Absatz 1 oder 2 der Ver- 
ordnung die Einreise in das Hoheitsgebiet gestattet 
worden ist. 

Artikel 6 

1. Die Erteilung und Erneuerung der den Staats- 
angehörigen der Mitgliedstaaten in Durchführung 
dieser Richtlinien auszustellenden Reisepässe, Per- 
sonalausweise, Aufenthaltsgenehmigungen und Ar- 
beitsgenehmigungen erfolgen gebührenfrei oder ge- 
gen Erhebung einer Gebühr, die die tatsächlichen 
Verwaltungskosten nicht übersteigen darf. 

Das gleiche gilt für Urkunden und Bescheinigungen, 
die für die Erteilung oder Erneuerung dieser Aus- 
weise und Genehmigungen erforderlich sind. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, die zu einer weitestgehenden Verein- 
fachung der Formalitäten und Verfahren für die Be- 
schaffung der in Absatz 1 ausgeführten Ausweise 
und Genehmigungen führen. 

Artikel 7 

1. Durch diese Richtlinien werden weder die Be- 
stimmungen des Vertrages über die Gründung der 
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Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
betreffend die anerkannten Kohle- und Stahlfach- 
arbeiter, noch die Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft über 
den Zugang zu qualifizierten Beschäftigungen auf 
dem Kerngebiet, noch die zur Durchführung dieser 
Verträge ergangenen Vorschriften beeinträchtigt. 

2. Diese Richtlinien gelten jedoch für die in Ab- 
satz 1 genannten Arbeitnehmergruppen, soweit 
deren Rechtsstellung nicht durch die vorerwähnten 
Verträge oder Vorschriften geregelt ist. 

Artikel 8 

Die Bestimmungen dieser Richtlinien beeinträch- 
tigen nicht 

a) die innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten, die für die Arbeitnehmer, die die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitglied- 
staates haben und für deren Familienangehörige 
günstiger sind, 

b) die Rechte und Verpflichtungen aus Abkommen 
oder Vereinbarungen zwischen zwei oder mehre- 


ren Mitgliedstaaten, die für deren Staatsangehö- 
rige eine günstigere Regelung vorsehen, 

c) die innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten bezüglich der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit, die auf 
jeden Ausländer, unabhängig von der Ausübung 
einer Beschäftigung als Einzelperson anwendbar 
sind, und die nicht auf Ziele wirtschaftlicher Art 
gerichtet sein dürfen. 

Artikel 9 

1, Diese Richtlinien sind an alle Mitgliedstaaten 
gerichtet. 

2. Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommis- 
sion der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die 
Änderungen, die sich in den Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften zur Vereinfachung der Verfahren 
und Formalitäten für die Erteilung derjenigen Ur- 
kunden ergeben, die für die Beschäftigung, die Ein- 
reise und den Aufenthalt der Staatsangehörigen an- 
derer Mitgliedstaaten noch erforderlich sind. 
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Aufzeichnung 

des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung zu dem Entwurf 
der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für eine 
Verordnung und für Richtlinien über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 

innerhalb der Gemeinschaft 


Artikel 48 Abs. 1 des Vertrages zur Gründung der 
EWG verpflichtet die Mitgliedstaaten, spätestens 
bis zum Ende der Übergangszeit (Artikel 8 des Ver- 
trages) innerhalb der Gemeinschaft die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer herzustellen. 

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer umfaßt gemäß 
Artikel 48 Abs. 2 des EWG-Vertrages die Abschaf- 
fung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden 
unterschiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer der 
Mitgliedstaaten in bezug auf Beschäftigung, Ent- 
lohnung und sonstige Arbeitsbedingungen. Nach 
Artikel 48 des EWG-Vertrages gibt die Freizügig- 
keit das Recht, 

a) sich um tatsächlich angebotene Stellen zu bewer- 
ben, 

b) sich zu diesem Zweck im Hoheitsgebiet der Mit- 
gliedstaaten frei zu bewegen, 

c) sich in einem Mitgliedstaat aufzuhalten, um dort 
nach den für die Arbeitnehmer dieses Staates 
geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
eine Beschäftigung auszuüben, 

d) nach Beendigung einer Beschäftigung im Hoheits- 
gebiet eines Mitgliedsstaates unter Bedingungen 
zu verbleiben, welche die Kommission in Durch- 
führungsverordnungen festlegt. 

Diese Rechte können nur aus Gründen der öffent- 
lichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit be- 
schränkt werden. Sie gelten nicht für eine Beschäfti- 
gung in der öffentlichen Verwaltung. 

Das Verfahren, das zur Verwirklichung der Ziele 
des Artikels 48 des EWG-Vertrages führen soll, ist 
in Artikel 49 des EWG-Vertrages umschrieben. 
Durch diese Bestimmung wird der Rat ermächtigt, 
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses in Form von 
Verordnungen oder Richtlinien zur fortschreitenden 
Herstellung der Freizügigkeit Maßnahmen zu tref- 
fen, insbesondere hinsichtlich 

einer engen Zusammenarbeit der einzelstaatlichen 
Arbeitsverwaltungen, 

der Aufhebung aller Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, durch die Ausländern die Wahl und 
Aufnahme einer Arbeitnehmertätigkeit im Ver- 
gleich zu Inländern erschwert wird, der Zusam- 
menführung und des Ausgleichs von Angebot und 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt der Gemein- 
schaft. 


Die Kommission der EWG hat nunmehr dem Rat 
Vorschläge für eine Verordnung und für Richtlinien 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb 
der Gemeinschaft vorgelegt. Sie hat die Rechtsform. 
einer Verordnung gewählt, um 

gemeinsame Maßnahmen festzulegen und die Ein- 
heitlichkeit und Gleichzeitigkeit der Durchführung 
sicherzustellen, Organe zu schaffen und in ihren 
Befugnissen abzugrenzen, die gemeinsame Maß- 
nahmen durchführen, 

die Modalitäten für die Ausübung der indivi- 
duellen Rechte im Zusammenhang mit der Her- 
stellung der Freizügigkeit festzulegen. 

In ergänzenden Richtlinien werden Fragen geregelt, 
für die es trotz des feststehenden gemeinsamen Zie- 
les, mit Rücksicht auf die Verschiedenartigkeit und 
die Vielfalt der in den einzelnen Mitgliedstaaten 
geltenden Rechtsvorschriften schwierig wäre, unver- 
züglich gemeinsame Bestimmungen anzuwenden. 

Da nach Artikel 49 des EWG-Vertrages die Frei- 
zügigkeit fortschreitend herzustellen ist, enthält der 
Vorschlag der Kommission zunächst nur Vorschrif- 
ten über Maßnahmen, die in einer ersten Phase auf 
dem Weg zur Herstellung der Freizügigkeit getrof- 
fen werden sollen. Die Kommission ist der Auffas- 
sung, daß diese erste Phase nicht länger als zwei 
Jahre ab Inkrafttreten der Verordnung und der 
Richtlinien dauern solle. Auf Grund der in dieser 
Zeit gesammelten Erfahrungen sollen nach den Vor- 
stellungen der Kommission dann die Bedingungen 
einer weiteren Liberalisierung festgelegt werden. 

Der Erste Teil des Entwurfs der Verordnung über 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft befaßt sich mit der Einreise und der 
Beschäftigung von Arbeitnehmern eines Mitglied- 
staates, die in einem anderen Land der Gemein- 
schaft eine Tätigkeit im Lohn- oder Gehaltsverhält- 
nis aufnehmen wollen. Er enthält ferner Bestimmun- 
gen über die Rechte der Familienangehörigen dieser 
Arbeitskräfte. 

Im Zweiten Teil — Zusammenführung und Aus- 
gleich von Stellenangeboten und Arbeitsgesuchen 
— ■ werden die Aufgaben der Arbeitsverwaltungen 
der Mitgliedstaaten und der Kommission im Hin- 
blick auf die Freizügigkeit umrissen. Zur Durchfüh- 
rung der diesen gestellten Aufgaben wird die Ein- 
richtung einer „Fachabteilung" innerhalb der zen- 
tralen Arbeitsverwaltung eines jeden Mitgliedstaa- 
tes und eines „Koordinierungsbüros" bei der Kom- 
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mission vorgeschrieben. Des weiteren sieht der Ent- 
wurf vor, daß der EWG-Kommission die Aufgabe 
übertragen wird, Erhebungen und Untersuchungen 
über den Mangel und die Überschüsse an Arbeits- 
kräften sowie über die Möglichkeiten eines Aus- 
gleichs durch beschleunigte Berufsausbildung durch- 
zuführen. 

Der Dritte Teil des Verordnungsentwurfs bestimmt 
die „Einrichtungen, die eine enge Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der 
Freizügigkeit und der Beschäftigung der Arbeitneh- 
mer gewährleisten sollen". Zur Unterstützung der 
Kommission in Fragen der Freizügigkeit sind ein 
„Beratender Ausschuß", der aus je zwei Vertretern 
der Regierungen, der Arbeitgeber- und der Arbeit- 
nehmerverbände eines jeden Mitgliedstaates be- 
steht, und ein „Technischer Ausschuß" vorgesehen, 


der sich aus je einem Regierungsvertreter der Mit- 
gliedstaaten zusammensetzt. 

Im Vierten Teil des Verordnungsentwurfs (Schluß- 
bestimmungen) ist der Grundsatz des Vorrangs des 
Arbeitsmarktes der Gemeinschaft gegenüber Ange- 
hörigen dritter Länder aufgestellt. Die Schlußbestim- 
mungen enthalten ferner Vorschriften über den 
sachlichen und räumlichen Geltungsbereich der Ver- 
ordnung, über den freien Transfer des Arbeitsent- 
gelts sowie das Verbot neuer Beschränkungen oder 
Diskriminierungen. 

Die Richtlinien betreffen Verfahren und Verwal- 
tungspraktiken für die Einreise, die Beschäftigung 
und für den Aufenthalt der Arbeitnehmer eines 
Mitgliedstaates und deren Familienangehörige 
innerhalb der anderen Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft. 
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